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Der Bundesminister für Wohnungsbau 

III B - 2322 - 08/3/58 


Bad Godesberg, den 5, Januar 1959 


Schnellbrief 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Genehmigungen für Baulanderwerbungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 731 — 


Zu der Kleinen Anfrage nehme ich Stellung wie folgt: 

Zu 1. 

Welche Genehmigungen für Baulanderwerbungen erforderlich 
sind, bestimmt sich nach der Nutzungsart und Lage des Grund- 
stücks, der Person des Veräußerers und sonstigen Verhältnissen. 

1. 

Im einzelnen ist eine behördliche oder geriditliche Mitwirkung 
beim Erwerb von Grundstücken notwendig 

a) nach § 4 des Gesetzes über die Aufschließung von Wohn- 
siedlungsgebieten vom 22. September 1933 (RGBl. I S. 659) 
i.d.F. des Gesetzes vom 27. September 1938 (RGBl. I S. 1246). 

Danach bedarf in Wohnsiedlungsgebieten oder in Gebieten, 
die ihnen nach Landesrecht (vgl. § 4 Nr. 1 NiedersächsAufbauG 
I.d.F. vom 17. Mai 1955 — NDS GVBl. S. 195 — und des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1957 — NDS GVBl. S. 135) 
gleichgestellt sind, die Teilung eines Grundstücks, die Auf- 
lassung eines Grundstücks oder Grundstücksteiles sowie 
jede Vereinbarung, durch die einem anderen ein Recht zur 
Nutzung oder zur Bebauung eines Grundstücks oder Grund- 
stücksteiies eingeräumt wird, der Genehmigung der zustän- 
digen Behörde ; 

b) nach § 13 RhlPfAufbauG vom 1. August 1949 (GVBl. S. 317). 
Danach bedürfen Rechtsgeschäfte, die die Teilung oder die 
Auflassung eines Grundstücks oder eines Grundstücksteiles 
sowie ein Recht zur Nutzung oder zur Bebauung eines 
Grundstücks oder Grundstücksteiles zum Inhalt haben, nach 
der Erklärung zum Aufbaugebiet zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung der Unteren Baubehörde ; 

c) nadi § 16 Abs. 1 Buchstabe d des Gesetzes über Planung 
und Städtebau im Saarland vom 30, Juli 1948 (ABI. S. 1198) 
i.d.F. der Gesetze vom 7. Juli 1954 (ABI. S. 898) und vom 
8. Juli 1957 (ABI. S. 670). 
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Danach bedarf in Gemeinden, in denen Ortspläne aufge- 
stellt sind, bis zu deren Rechtskraft der Genehmigung die 
rechtsgeschäftliche Übertragung von Grundstücken oder 
Grundstücksteilen, 

d) Einige Aufbaugesetze sehen die behördliche Mitwirkung 
bei Verfügungen über Grundstücke während eines Boden- 
ordnungsverfahrens vor. Solche Beschränkungen bestehen 

aa) in der Umlegung 

nach § 23 Abs. 1 NiedersächsAufbauG 

nadi § 23 Abs. 2 NRWAufbauG vom 29. April 1950 
(GVBl. NRW S. 78) i.d.F. des Gesetzes vom 29. April 
1952 (GVBl. NRW S. 75) 

nach § 24 Abs, 2 SchleswHolstAufbauG vom 21. Mai 
1949 (GVBl. SH S. 93), 

bb) in der Zusammenlegung 

nach § 43 Abs. 2 HambAufbauG i.d.F. vom 12. April 
1957 (Hamb. GVBl. S. 241) 

nach § 40 Abs. 1 NiedersädisAufbauG 
nach § 37 Abs. 2 NRWAufbauG 
nach § 42 Abs. 2 SchleswHolstAufbauG; 

e) nach KRG Nr. 45 Artikel IV (KRABl. 1947 S. 256). 

Hiernach ist die Rechtswirksamkeit der Auflassung eines 
land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücks oder die Be- 
stellung eines Nießbrauchs von der Genehmigung der zu- 
ständigen deutschen Behörden abhängig, Das gleiche gilt 
für jeden Vertrag, der die Bestellung des Nießbrauchs 
oder die Verpflichtung zur Übereignung eines solchen 
Grundstücks zum Gegenstand hat; 

f) nach Artikel 1 der Verordnung über die Veräußerung von 
Entschuldungsbetrieben vom 6. Januar 1937 (RGBl. I S. 5) 
in Verbindung mit § 3 des Gesetzes zur Abwicklung der 
landwirtschaftlichen Entschuldung vom 25. März 1952 
(BGBl. I S. 203). 

Hiernach bedarf die Veräußerung eines Grundstücks, auf 
dem im Grundbuch ein Entschuldungsvermerk eingetragen 
ist, zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Entsdiul- 
dungsamts; 

g) nach § 3 Nr. 3 der Pr. Kabinettsorder vom 24. Dezember 
1816 (GS. 1817 S. 57). 

Danach sind die Gemeinden und öffentlichen Anstalten 
verpflichtet, Veräußerungen der in ihrem Besitz befind- 
lichen Forstländereien nur mit Genehmigung der Regierung 
vorzunehmen ; 
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h) nach § 8 Abs. 1 des pr. Gesetzes über gemeinschaftliche 
Holzungen vom 14. März 1881 (GS. S. 261). 

Danach ist zur Veräußerung von Teilstücken einer Holzung 
die Genehmigung der Aufsichtsbehörde erforderlich ; 

i) nach fideikommißrechtlichen Vorschriften. 

Diese Genehmigung ist nur in ganz seltenen Sonderfällen 
erforderlich und hat daher keine nennenswerte praktische 
Bedeutung; 

k) nach § 1 der Verordnung über die Preisüberwachung und 
die Rechtsfolgen von Preisverstößen im Grundstücksverkehr 
vom 7. Juli 1942 (RGBl. I S. 451). 

Danach ist bei der entgeltlichen Eigentumsübertragung von 
Bauland eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Preisbe- 
hörde darüber beizubringen, daß das im Kaufvertrag ver- 
einbarte Entgelt den noch bestehenden Preisvorschriften 
entspricht. Diese Bescheinigung gilt gegebenenfalls als 
Bewilligung einer Ausnahme vom Preiserhöhungsverbot. 
Aufgehoben sind — soweit es hier interessieren dürfte — 
aa) die Preisbindung für bebaute Grundstücke und Trümmer- 
grundstücke (VO PR Nr. 75/52 vom 28. November 1952 
BGBl. I S. 792), 

bb) die Preisvorschriften für die Veräußerung von Grund- 
stücken im Wege der Zwangsversteigerung (VO PR 
Nr. 1/55 vom 17. April 1955 — • BAnz. Nr. 75), 
cc) die Verordnung über die Behandlung von Geboten in 
der Zwangsversteigerung vom 30. Juni 1941 (RGBl. I 
S. 354) durdi das Gesetz vom 20. August 1953 (BGBl. I 
S. 952) i.d.F. vom 8. Februar 1957 (BGBl. I S. 18); 

l) nach § 189 Abs. 1 Buchstabe d der Abgabenordnung vom 
22. Mai 1931 (RGBl. I S. 161, vielfach geändert). 

Danach darf der Erwerber eines Grundstücks erst dann in 
das Grundbuch eingetragen werden, wenn eine Bescheini- 
gung des Finanzamtes vorgelegt wird, daß steuerliche 
Bedenken nicht entgegenstehen. 

II. 

Da die Durchführung der genannten Mitwirkungsverfahren 
nidit zur Zuständigkeit des Bundes gehört, liegen der Bun- 
desregierung umfassende Unterlagen über die Dauer dieser 
Verfahren nicht vor. Jedoch ist einer Umfrage, die in anderem 
Zusammenhang früher durchgeführt wurde, zu entnehmen, daß 
die Wartezeit in den unter I. a) und I. k) genannten Fällen 
regelmäßig nicht mehr als einen Monat beträgt, während in 
den Fällen I. e), I. f) und I. i) mit einer Dauer von etwa zwei 
Monaten zu rechnen ist. Diese Fristen verlängern sich natur- 
gemäß dann, wenn der zugrunde liegende Sachverhalt 
schwierig ist oder wenn gegen die ablehnenden Bescheide 
Rechtsmittel eingelegt werden. 
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Zu 2. 

Gesetzliche Vorkaufsrechte beim Grundstückserwerb durch Pri- 
vate bestehen nach 

a) § 4 des Reichssiedlunqsqesetzes vom 11. Auqust 1919 
(RGBl. I S. 1429) 

b) § 1 1 des Reichsheimstättengesetzes vom 10. Mai 1920i.d.F. 
der Bekanntmachung vom 25. November 1937 (RGBl.I S. 1291) 

c) § 26 BadAufbauG vom 25. November 1949 (BadGVBl. 
1950 S. 29) 

d) § 4 Abs. 1 Nr. 2 HambAufbauG 

e) § 10 HessAufbauG vom 25. Oktober 1948 (GVBl. S. 139) 
i.d.F. des Gesetzes vom 23. November 1949 (GVBl. S. 164) 

f) § 4 Nr. 2 NiedersächsAufbauG 

g) §§ 14, 59 RhlPfAufbauG 

h) § 60 SchleswHolstAufbauG 

i) § 23 WürttBadAufbauG vom 18. August 1948 (RegBl. S. 127). 


Lücke 
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